
§ 2
Geschäftsunfähigkeit 

Wer geschäftsunfähig ist, kann eine Ehe nicht eingehen.

§ 3
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters und der Sorgeberechtigten

1. Wer minderjährig oder aus anderen Gründen in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt ist, bedarf zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung seines 
gesetzlichen Vertreters.

2. Steht deni gesetzlichen Vertreter eines Minderjährigen nicht gleichzeitig 
die Sorge für die Person des Minderjährigen zu oder ist neben ihm 
noch ein anderer sorgeberechtigt, so ist auch die Einwilligung des Sorge­
berechtigten erforderlich.

3. Verweigert der gesetzliche Vertreter oder der Sorgeberechtigte die Ein­
willigung ohne triftige Gründe, so kann der Vormundschaftsrichter sie 
auf Antrag des Verlobten, der der Einwilligung bedarf, ersetzen.

B. E h e v e r b o t e

§ 4
Verwandtschaft und Schwägerschaft

1. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen Verwandten in gerader 
Linie, zwischen vollbürtigen und halbbürtigen Geschwistern sowie zwi­
schen Verschwägerten in gerader Linie, gleichgültig, ob die Verwandt­
schaft auf ehelicher oder auf unehelicher Geburt beruht.

2. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen Personen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen Ge­
schlechtsgemeinschaft gepflogen hat.

3. Von dem Eheverbot der Schwägerschaft kann Befreiung erteilt werden.

§5
Doppelehe

Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor seine frühere Ehe für nichtig
erklärt oder aufgelöst worden ist.

§ 6
Ehebruch

1. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen einem wegen Ehe­
bruchs geschiedenen Ehegatten und demjenigen, mit dem er den Ehe­
bruch begangen hat, wenn dieser Ehebruch in dem Scheidungsurteil 
als Grund der Scheidung festgestellt ist.

2. Von dieser Vorschrift kann Befreiung bewilligt werden. Sie soll nur 
versagt werden, wenn schwerwiegende Gründe der Eingehung der 
neuen Ehe entgegenstehen.
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